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1aktuell 
UN-Behindertenrechtskonvention:  
Frauen mit Behinderungen besser vor  
Gewalt schützen
Frauen mit Behinderungen sind in einem erschreckenden Ausmaß von Gewalt betroffen. Zur 
diesjährigen 24. Konferenz der Gleichstellungs- und FrauenministerInnen und -senatorInnen 
der Länder (GFMK) am 1./2. Oktober fordert die Monitoring-Stelle zur UN-Behindertenrechts-
konvention die Beteiligten auf, ihren Beschluss von 2012 endlich umzusetzen und ein gemein-
sames Handlungskonzept zum Schutz von Frauen mit Behinderungen auf den Weg zu bringen.
www.institut-fuer-menschenrechte.de
Frauen mit Behinderungen erleben 
häufig Gewalt
Im November 2011 stellte das Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) eine 
Studie vor, die ein erschreckendes Ausmaß an Gewalt 
gegenüber Frauen mit Behinderungen offenbarte.1 Da-
nach sind Frauen mit Behinderungen zwei- bis dreimal 
häufiger Opfer von Gewalt und sexualisierter Gewalt 
als Frauen im Bevölkerungsdurchschnitt. Am stärksten 
betroffen sind gehörlose Frauen sowie Frauen mit psy-
chischen Beeinträchtigungen in Einrichtungen.
Seit Jahren gibt es Hinweise auf die gewaltfördern-
den Faktoren im Leben von Frauen mit Behinderun-
gen: Die Abhängigkeit dieser Frauen von Assistenz 
und Pflege schafft ein Machtgefälle, das sie der Ge-
fahr von Gewalt und Missbrauch aussetzt. Zugleich 
fehlen den Frauen mit Behinderungen häufig vertrau-
enswürdige AnsprechpartnerInnen. Weiterhin sind 
vielerorts die Hilfen wie Beratungs- und Schutzein-
richtungen für gewaltbetroffene Frauen nicht oder 
nur schwer zugänglich für Frauen mit Behinderun-
gen. Auch sind Organe der Rechtspflege (AnwältIn-
nen), Institutionen und Verfahren des Rechtsschutzes 
(Polizei) und der Rechtsdurchsetzung (Justiz) oftmals 
nicht barrierefrei. Es gibt Hinweise, dass gerade Frau-
en mit Lernschwierigkeiten oder psychischen Erkran-
kungen Probleme haben, ihre Rechte in Verfahren 
durchzusetzen. Diese Faktoren bereiten den Boden 
für die Gefahr, dass Frauen in intimsten Lebensberei-
chen Verletzungen erfahren und erschweren es ihnen 
zugleich, sich zur Wehr zu setzen.
Maßnahmen der Bundesregierung 
und der Länder
Bund und Länder stehen vor der Aufgabe, gemeinsam 
Maßnahmen zu planen und in Angriff zu nehmen, 
die Frauen mit Behinderungen wirkungsvoll vor Ge-
walt schützen. Im Hinblick darauf hat vor allem das 
auf Bundesebene zuständige BMFSFJ verschiedene 
Projekte angestoßen. Neben der genannten Studie 
sind das bundesweite Hilfetelefon für gewaltbetrof-
fene Frauen sowie die Förderung des Modellprojekts 
„Frauenbeauftragte in Einrichtungen“ hervorzuheben. 
An diesem Projekt sind ebenfalls einige Bundeslän-
der beteiligt. In ihrem „Aktionsplan II zur Bekämpfung 
von Gewalt gegen Frauen“ nimmt die Bundesregie-
rung auch Frauen mit Behinderungen in den Blick. 
Und die 22. Konferenz der GFMK hatte 2012 in Nürn-
berg beschlossen,
„wirksame Maßnahmen zu erarbeiten, um dem erschre-
ckenden Ausmaß an Gewalt entschieden und konse-
quent entgegenzuwirken.“
Die Konsequenzen aus der oben genannten Studie 
sollten
„in einem gemeinsamen Handlungskonzept der (...) 
Fachministerkonferenzen (für Jugend und Familie, Arbeit 
und Soziales sowie Gesundheit, Anm. d. Verf.) gebün-
delt werden, damit eine einheitliche Handlungsweise ge-
währleistet werden kann.“
Die Monitoring-Stelle zur UN-Behindertenrechts-
konvention begrüßt das Vorhaben, muss jedoch 
feststellen, dass bisher keinerlei Ergebnisse dieses Be-
schlusses gemeldet worden sind.
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Schutz vor Gewalt
Die UN-Konvention über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen (UN-BRK) verpflichtet dazu, Men-
schen mit Behinderungen vor Diskriminierungen, Aus-
beutung, Gewalt und Missbrauch zu schützen. Deshalb 
enthält die Konvention in Artikel 16 UN-BRK eine spe-
zifische Vorgabe, die über die allgemeine Verpflichtung 
zur Umsetzung (Artikel 4 UN-BRK) hinausgeht. Darin 
verpflichten sich die Staaten, zum Schutz vor Gewalt 
„alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozi-
al-, Bildungs- und sonstige Maßnahmen“ (Art.16 Abs.1 
UN-BRK) zu treffen. Verbunden damit sollte – im Sinne 
der Verpflichtungen aus Artikel 6 UN-BRK – die beson-
dere Betroffenheit von Frauen und Mädchen berück-
sichtigt werden.
Eine weitere rechtliche Schutzebene bildet das „Über-
einkommen des Europarats zur Verhütung und Be-
kämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt“ (sogenannte Istanbul-Konvention), deren Ra-
tifikation Deutschland derzeit vorbereitet.
Allgemeine Maßnahmen, wie Gesetze und politische 
Programme, die der Gewaltprävention und Gewaltin-
tervention sowie der Strafverfolgung von Gewalttaten 
dienen, müssen die Belange von Frauen und Männern 
mit Behinderungen berücksichtigen („Disability Main-
streaming“). Außerdem sind spezielle, zielgruppenbe-
zogene Maßnahmen erforderlich, um die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten.
Strategie zum besseren Gewalt-
schutz dringend erforderlich
Um Frauen mit Behinderungen nachhaltig und effektiv 
vor Gewalt zu schützen, bedarf es einer konsequenten 
Strategie, die die drei Handlungsebenen Prävention, 
Intervention und Rehabilitation aufgreift. Prävention 
muss durch verfügbare AnsprechpartnerInnen in Ein-
richtungen und barrierefreie Beratungsangebote so-
wie durch die Stärkung der Autonomie von Frauen 
mit Behinderungen erfolgen. Maßnahmen zur Inter-
vention nehmen die Ebene des Rechtsschutzes in den 
Blick: Institutionen und Verfahren müssen barriere-
frei zugänglich sein, um Frauen mit Behinderungen die 
Durchsetzung ihrer Rechte zu ermöglichen. Schließlich 
müssen Frauen mit Behinderungen, die Gewalt erfah-
ren haben, Maßnahmen der Rehabilitation und Ent-
schädigung in Anspruch nehmen können.
Die genannten Elemente einer Strategie zum besseren 
Gewaltschutz von Frauen mit Behinderungen sollten 
in eine allgemeine Strategie zum Schutz von Frauen 
vor Gewalt aufgenommen werden. Hierzu zählt auch, 
den Zugang zum Recht von Frauen mit Behinderun-
gen weiter zu verbessern.
Empfehlungen
Die Monitoring-Stelle zur UN-Behindertenrechtskon-
vention empfiehlt den staatlichen Stellen aus Bund, 
Ländern und Gemeinden, mit weitaus mehr Nach-
druck daran zu arbeiten, Frauen mit Behinderungen 
vor Gewalt zu schützen.
1. Die GFMK soll zwei Jahre nach der Beschlussfas-
sung endlich ein gemeinsames zuständigkeits-
übergreifendes Handlungskonzept auf den Weg 
bringen, das die Handlungsebenen Prävention, In-
tervention und Rehabilitation abdeckt und auf de-
ren Grundlage wirksame Maßnahmen zum Schutz 
von Frauen mit Behinderungen ergriffen werden.
2. Die Bundesregierung soll im Zuge der Ratifizierung 
des „Übereinkommens des Europarats zur Verhü-
tung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frau-
en und häuslicher Gewalt“ (Istanbul-Konvention) 
weitere Maßnahmen zum Schutz von Frauen mit 
Behinderungen planen und umsetzen.
